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Ausbildungsförderung für seelisch behinderte Jugendliche und Jugendliche 
im Rahmen der Hilfe zur Erziehung 

Die Anzahl der Fälle, in denen Arbeitsämter entsprechend der Dienstanweisung 

DA ll 23.1.3 der Bundesanstalt für Arbeit Anträge von Jugendlichen, die Leistungen 
der Jugendhilfe erhalten oder in der Vergangenheit erhalten haben, nach 5 14 Abs. 

1 Satz 2 SGB IX an Jugendämter weiterleiten, nimmt deutlich zu. Die Dienstanwei- 
sung steht jedoch im Widerspruch zu den Vorschriften des SGB Vlll und SGB IX. 
Gem. eines Beschlussvorschlags für die Arbeits— und Sozialministerkonferenz 2003 

hat das federführende Land Thüringen die Bundesregierung aufgefordert, dafür 

Sorge zu tragen, dass die Bundesanstalt für Arbeit ihrer vorrangigen Leistungsver- 

pflichtung nachkommt. insbesondere habe sie sicher zu stellen, dass eine Mischfi- 

nanzierung von Ausbildungskosten fürjunge Menschen mit Behinderungen aus 

Mitteln nach SGB II und SGB Vlll weiterhin möglich ist. 
Unbeschadet der politischen Entwicklung und dem Bemühen, dass die Bundesan- 
stalt die Dienstanweisung DA II 23.1.3 korrigiert, vertreten wir die folgende Rechts- 
position: 
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Das SGB IX bezieht zwar nunmehr u.a. ausdrücklich die Träger der öffentlichen Jugendhilfe in 
den Kreis der Rehabilitationsträger nach 5 6 SGB IX ein, jedoch zählt zu den Leistungen zur 
Teilhabe aus dem Aufgabenbereich der Kinder- und Jugendhilfe nur die Eingliederungshilfe 
nach 5 35 a SGB VIII. Nur soweit Leistungen für seelisch behinderte oder von solcher Behinde- 
rung bedrohter junger Menschen zu gewähren sind, können daher die Träger der Jugendhilfe 
als Rehabilitationsträger in Betracht kommen. Eine Zuständigkeit für Träger der Kinder- und Ju- 
gendhilfe für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben fürjunge Menschen, die während der 
Ausbildung aus erzieherischen Gründen auf betreutes Wohnen oder sozialpädagogische Hilfe 
angewiesen sind, besteht demnach nicht. 

Aber selbst wenn Leistungen nach 5 35 a SGB VIII zu gewähren sind, besteht keine originäre 
und umfassende Förderverpflichtung nach dem SGB VIII zur Ausbildungsförderung oder Berufs- 
vorbereitung. 5 6 Abs. 1 Nr. 6 SGB IX bestimmt nur, dass in den Fällen, in denen Eingliede- 
rungshilfe nach 5 35 a SGB VIII gewährt wird, die Jugendämter u.a. Rehabilitationsträger für 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sein können. Dies bedeutet allerdings nicht, dass sie 
vorrangig zuständig sind. 

Durch die Zuordnung unterschiedlicher Leistungsgruppen zu teilweise unterschiedlichen Träger- 
gruppen wird klargestellt, dass das so genannte „gegliederte System“, in dem die einschlägigen 
Sozialleistungen durch verschiedene Leistungsträger erbracht werden und in deren spezifi- 
schem System Zusammenhänge eingebunden sind, im Grundsatz beibehalten werden soll. Än- 
derungen hinsichtlich der sich nach dem SGB VIII richtenden sachlichen und örtlichen Zustän- 
digkeiten der Träger der Jugendhilfe wurden durch das SGB IX nicht vorgenommen. 
Ob bei Vorliegen einer Behinderung auch die für den Rehabilitationsträgerjeweils geltenden 
Leistungsvoraussetzungen erfüllt sind, richtet sich nach 5 7 SGB IX nach dem für den jeweiligen 
Rehabilitationsträger geltenden Leistungsgesetz. Nach 5 7 Satz 1 SGB IX sind die Vorschriften 
des SGB IX unmittelbar anzuwenden, soweit in den besonderen Bestimmungen für die einzel- 
nen Leistungsgesetze nichts Abweichendes bestimmt ist. Es ist im SGB IX aber nicht vorgese- 
hen, dass alle Leistungen zur Rehabilitation künftig nur noch ein Leistungsträger zu erbringen 

hat, vielmehr bleibt es bei dem bisherigen, gegliederten Leistungssystem. 

Bei der Prüfung, ob bzw. welche Leistungen, die Jugendämter zu erbringen haben, sind somit 
weiterhin die spezialgesetzlichen Regelungen des SGB VIII zu Grunde zu legen. Hierbei ist ins- 
besondere 5 10 SGB Vlll zu beachten. Nach dessen Abs. 1 Satz 2 dürfen Leistungen anderer 
nicht deshalb versagt werden, weil nach dem SGB VIII entsprechende Leistungen vorgesehen 
sind. Alle Leistungen zur Teilhabe sind damit grundsätzlich von vorrangig verpflichteten Sozial- 
leistungsträgern zu erbringen. Leistungen zur Teilhabe seelisch behinderterjunger Menschen 
am Arbeitsleben nach dem Dritten Buch gehen denen nach dem Achten Buch ausnahmslos vor!
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Ferner enthält das SGB Vlll im Gegensatz zum SGB III keine ausdrückliche gesetzliche Ver- 

pflichtung des Jugendhilfeträgers zur Gewährung von Leistungen zur Ausbildungsförderung. 

Diese Leistungen gehören vielmehr zu den originären Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit 

und nicht zu denen der Jugendhilfe. Dies gilt auch dann, wenn die Leistungsberechtigten see- 

lisch behindert oder von einer solchen Behinderung bedroht sind. Durch die Definition des Be- 

hindertenbegriffs in 5 19 SGB IIl i‚V.m. 5 2 SGB IX stehen auch dieser Personengruppe die 
Leistungen nach dem SGB llI zu. 

Schließlich können die Ausführungen in der Dienstanweisung DA Il 23.1.3 zur Mischfinanzierung 
nicht nachvollzogen werden. Nach 5 7 Satz 2 SGB VllI richtet sich die Zuständigkeit und die 
Voraussetzungen für die Leistungen zur Teilhabe nach den für den jeweiligen Rehabilitations- 

träger geltenden Leistungsgesetzen. Damit ist klargestellt, dass die Zuständigkeit und die Vo- 

raussetzungen der Leistungen im SGB IX weder zusammengefasst noch inhaltlich neu gestaltet 
wurden. Zudem bestimmen die 55 10 bis 14 SGB IX, dass verschiedene Rehabilitationsträger 
gleichzeitig für bestimmte Leistungen zuständig sein können. Durch diese Festlegung wird nicht 

eine vorrangige Leistungszuständigkeit einzelner Rehabilitationsträger begründet, sondern ledig- 

lich die Koordinierung, das Zusammenwirken und das Zusammenarbeiten geregelt. Die insge- 

samt erforderlichen Leistungen sollen aus Sicht des Leistungsberechtigten wie „aus einer Hand“ 

erscheinen, auch wenn sie von rechtlich selbständigen Rehabilitationsträgern eigenverantwort- 

lich erbracht werden. Hierbei handelt es sich im Bereich der Administration um eine interne Ko- 

ordination; eine gemeinsame Bescheiderteilung oder gar eine inhaltliche Modifizierung der Ein- 

zelansprüche ist nicht vorgesehen. Es ist daher nicht ersichtlich, warum Mischfinanzierungen 

ausgeschlossen sein sollen. 

Gez. 
Karin Reiser 

Ministerialrätin


